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Ziffer 9 GS VIII D/7/1

Gesetz vom 5. Mai 1991 über Erwerbsersatzleistungen
für einkommensschwache Eltern

Art. 2 Abs. 1 Bst. b
1 (Ein im Kanton Glarus seit mindestens einem Jahr wohnhafter Elternteil,
der sein Kind nach der Geburt betreut, hat Anspruch auf Erwerbsersatzleis-
tungen im Sinne dieses Gesetzes, sofern)
b. das Einkommen das 1,5fache des Grenzbetrages für Alleinstehende oder

für Ehepaare oder für Personen in eingetragener Partnerschaft bzw.
zusammenlebende Eltern gemäss Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes über
kantonale Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denversicherung nicht überschreitet.

Art. 6 Abs. 1
1 Von dem 20 000 Franken bei alleinstehenden oder 30000 Franken bei ver-
heirateten oder zusammenlebenden Elternteilen oder Personen in eingetra-
gener Partnerschaft übersteigenden Bruttovermögen wird 1/15 des nach
Abzug der Schulden verbleibenden Vermögens zum anrechenbaren Einkom-
men hinzugerechnet.

Ziffer 10 GS IX D/2/1

Einführungsgesetz vom 1. Mai 1994 zum Bundesgesetz
über das bäuerliche Bodenrecht

Art. 5 Abs. 2
2 Für den Entscheid anstelle der fehlenden oder verweigerten Zustimmung
des Ehegatten oder der Person in eingetragener Partnerschaft zur Veräus-
serung eines landwirtschaftlichen Gewerbes (Art. 40 Abs. 2 BGBB) ist der
Einzelrichter in Zivilsachen des Kantonsgerichtes zuständig.

II.
Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens.

§ 6 Änderung des Steuergesetzes
(Antrag betr. Reduzierung wirtschaftliche Doppelbelastung; Sozialabzug für berufsbedingte 
Fremdbetreuung der Kinder; Partnerschaftsgesetz)

Die Vorlage im Überblick

Die Vorlage beinhaltet verschiedene Anpassungen. Ein Memorialsantrag fordert die Milderung der
wirtschaftlichen Doppelbelastung für ausgeschüttete Gewinne bei Kapitalgesellschaften und Genossen-
schaften. Es sollen, wie in einigen andern Kantonen, ausgeschüttete Gewinne aus Anteilsrechten von
Kapitalgesellschaften nur noch einem reduzierten Steuersatz der Einkommenssteuer unterliegen. Voraus-
setzung hierfür ist, dass die Kapitalgesellschaft steuerlichen Sitz in der Schweiz hat und die steuer-
pflichtige natürliche Person an der Gesellschaft eine Mindestbeteiligung von 10 Prozent hält. Damit soll
Unternehmern, die mit der Rechtsform der Kapitalgesellschaft arbeiten, eine sinnvolle Ausschüttungs-
politik ermöglicht und die Nachfolge erleichtert sowie die Abwanderung potenter Steuerzahlender samt
ihrer Firmen aus dem Kanton verhindert werden. Der Memorialsantrag fordert eine Entlastung um 
80 Prozent, also eine Steuer von 20 Prozent, auf dem Satz des steuerbaren Gesamteinkommens, und von
50 Prozent des steuerbaren Gesamtvermögens, sofern die Beteiligungsquote 20 Prozent beträgt oder
mindestens einen Verkehrswert von 2 Millionen Franken aufweist. Die Landsgemeindevorlage sieht 
allein eine Entlastung um 80 Prozent des steuerbaren Gesamteinkommens aus ausgeschütteten
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Gewinnen aus Kapitalgesellschaften und Genossenschaften vor, sofern die steuerpflichtige Person eine
Beteiligungsquote von 10 Prozent hält. Damit kommt der Landrat dem berechtigten Grundanliegen des
Antragstellers entgegen, vor allem aktive Unternehmer im Kanton steuerlich zu entlasten und im Rahmen
der finanziellen Möglichkeiten im Steuerwettbewerb mitzumachen. Auf eine Festschreibung einer
betragsmässigen Mindestbeteiligung verzichtete er, da dies zu neuen Ungerechtigkeiten führen würde.
Ebenso lehnte er eine Entlastung beim Kapital ab, da diesbezüglich die Besteuerung schon tief ist und
nicht so stark ins Gewicht fällt wie diejenige der Ertragssteuer.

Die Forderung einer Motion wird mit der Einführung eines Abzugs für berufsbedingte Fremd-
betreuungskosten der Kinder umgesetzt. Für jedes weniger als zwölf Jahre alte Kind können pauschal
höchstens 3000 Franken abgezogen werden. Die Mehrheit der Kantone kennt bereits einen solchen
Abzug.

Wegen bundesgerichtlicher Rechtsprechung und zwei Änderungen von Bundesgesetzen sind Anpas-
sungen vorzunehmen: Besteuerung von Einelternfamilien; erweiterte Abzugsmöglichkeiten für freiwillige
Zuwendungen an juristische Personen, die im Hinblick auf ihre öffentlichen und gemeinnützigen Zwecke
von der Steuerpflicht befreit sind; steuerrechtliche Gleichstellung von Partnerschaft und Ehe aufgrund des
Partnerschaftsgesetzes.

Die neuen Regelungen sollten zu keinen nennenswerten Steuerertragsausfällen führen. Die Ausfälle durch
den Fremdbetreuungskostenabzug werden Mehrerträge aus der Dividendenbesteuerung infolge ver-
mehrter Ausschüttungen kurz- und mittelfristig kompensieren.

Im Landrat wurde vor allem die Reduktion der wirtschaftlichen Doppelbelastung intensiv diskutiert.
Vorerst obsiegte ein Satz von 30 Prozent für die Besteuerung des Gesamteinkommens aus Dividenden;
in der zweiten Lesung wurde dem Memorialsantrag (Steuersatz 20%) deutlich gefolgt. Abgelehnt wurde
die Einführung einer betragsmässigen Mindestgrenze für eine Beteiligung (nebst einer prozentualen).
Verworfen wurde jedoch eine Entlastung bei der Vermögenssteuer. – Im Kerngehalt unbestritten blieb der
Fremdbetreuungskostenabzug. Umstritten war jedoch ein Antrag, es sei der Abzug nur zu gewähren,
sofern das Reineinkommen 100 000 Franken nicht übersteige; er wurde letztlich abgelehnt. – Die übrigen
Änderungen führten zu keinen Diskussionen.

1. Steuerpolitisches Umfeld

Seit Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und
Gemeinden (Steuerharmonisierungsgesetz; StHG) per 1. Januar 2001 trafen verschiedene Kantone Mass-
nahmen, um die Steuerbelastung zu senken und insbesondere um wirtschaftsfreundlicher zu werden. Sie
führten Neuerungen ein wie Abzug für die Kosten der Fremdbetreuung von Kindern erwerbstätiger Eltern,
generelle Erhöhung der Sozialabzüge, privilegierte Besteuerung von Dividenden aus Kapitalgesellschaften
mit Sitz in der Schweiz und passten Tarife an. Dies führte dazu, dass der Kanton Glarus ohne wesentliche
Erhöhung der Steuern beim Index der Steuerbelastung nicht mehr auf Platz 11 (2001), sondern auf Platz 19
(2004) liegt:

2001 2004
Steuerfuss 95% 95%
Zuschlag Kanton 2% 4%
Zuschläge politische Gemeinden 20% 20,07%

Beim Index der Reingewinn- und Kapitalbelastung sowie beim Gesamtindex werden sich die an der Lands-
gemeinde 2004 beschlossenen Korrekturen 2005 niederschlagen. Die Steuerbelastung darf für die Wohnqua-
lität allerdings nicht überbewertet werden. Nach einer kürzlich vorgestellten Studie der Universität St. Gallen
kommt ihr bei der Wohnortwahl keine ausschlaggebende Bedeutung zu (Ausnahme bei sehr hohen
Einkommen und Vermögen, wie die Entwicklung in Ausserschwyz zeigt); Arbeitsplatz, familiäre Situation oder
Anreize wie gute Schulen oder schöne Umgebung sind vorrangig.

2. Wirtschafts- und finanzpolitisches Umfeld

Einige Beobachter erwarten bis Ende 2005 ein leichtes Wirtschaftswachstum; die Auftrags- und Beschäf-
tigungslage verbesserte sich gesamtschweizerisch und im Kanton etwas. Motor der Binnenwirtschaft ist vor
allem der Aussenhandel. Die Handelsbilanz schloss erneut mit einem hohen Aktivsaldo (1,2 Mrd. Fr.). 
Der Bund geht für 2006 von einer Erhöhung des Bruttoinlandprodukts um 1,8 Prozent und einer Teuerung
von 1,1 Prozent aus. Angesichts des Wirtschaftswachstums kann jedoch kein nennenswerter Mehrsteuer-
ertrag erwartet werden. Immerhin besteht Hoffnung für das Verwirklichen einiger grösserer Vorhaben im
Kanton.



3. Steuerreformen auf Bundesebene

Die Unternehmenssteuerreform II, mit der sich der Bund zwar schwer tut, sieht im Wesentlichen vor:
– Massnahmen für Anteilsinhaber;
– Anrechnung der Gewinnsteuer an die Kapitalsteuer;
– Massnahmen für Kleinunternehmen und Personengesellschaften.

Im Juni 2005 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft und den Gesetzesentwurf zur Unter-
nehmenssteuerreform II. Für Unternehmer/Investoren wird bei der direkten Bundessteuer eine Teilbe-
steuerung der Dividenden die wirtschaftliche Doppelbelastung der Anteilsinhaber von Kapitalgesellschaften
und Genossenschaften gemildert. Die Entlastung soll für alle Investoren gelten. Dabei wird der Bund die
Dividenden zu 80 Prozent (Privatvermögen) bzw. zu 60 Prozent (Geschäftsvermögen) besteuern. Die Kantone
sind in der Festlegung ihrer Teilbesteuerungssätze frei. – Diese Massnahme ist jedoch noch nicht
beschlossen.

3.1. Erbenhaftung

Gemäss Artikel 215 Steuergesetz (StG) haften die Erben eines Steuerpflichtigen, der eine Steuerhinter-
ziehung begangen hat, ohne Rücksicht auf eigenes Verschulden für die rechtskräftig festgesetzten Bussen
solidarisch bis zum Betrag ihres Anteils am Nachlass mit Einschluss der Vorempfänge. Ist das Hinterzie-
hungsverfahren beim Tod des Steuerpflichtigen noch nicht rechtskräftig abgeschlossen, oder ist es erst nach
dem Tod des Steuerpflichtigen eingeleitet worden, so entfällt die Erhebung einer Busse, sofern die Erben an
der unrichtigen Versteuerung kein Verschulden trifft und sie das ihnen Zumutbare zur Feststellung der
Steuerhinterziehung getan haben. Dies widerspricht der Europäischen Menschenrechtskonvention, weshalb
die entsprechende Bestimmung (Art. 57 Abs. 3 StHG) durch das Bundesgesetz über die Aufhebung der
Haftung der Erben für Steuerbussen aufgehoben wurde. – Das kantonale Recht ist ebenfalls anzupassen.

4. Vorstösse auf kantonaler Ebene

Es ist der Memorialsantrag eines Bürgers betreffend der Reduzierung der wirtschaftlichen Doppelbelastung
und eine Motion betreffend eines Sozialabzugs für die berufsbedingte Fremdbetreuung der Kinder zu
behandeln. 

5. Bundesgesetzgebung

5.1. Steuerharmonisierung

Das Steuerharmonisierungsgesetz bestimmt die von den Kantonen zu erhebenden direkten Steuern und legt
die Grundsätze für die Ausgestaltung der kantonalen Gesetzgebung fest. Soweit es keine Regelung enthält,
gilt für die Ausgestaltung der Kantons- und Gemeindesteuern das kantonale Recht. Sache der Kantone bleibt
insbesondere die Bestimmung der Steuertarife.

5.2. Anpassungsbedarf auf kantonaler Ebene

Die harmonisierungsrechtlichen Vorschriften des Steuerharmonisierungsgesetzes wurden mit der Total-
revision des Steuergesetzes sowie der Revision von 2004 (Anpassung an die Bestimmungen des Fusions-
gesetzes; Einführung des Abzuges für behindertenbedingte Mehrkosten gemäss Behindertengleich-
stellungsgesetz) in das kantonale Recht übernommen. 

Das Bundesgericht entschied in zwei Fällen, dass die Regelung der Besteuerung von Einelternfamilien in den
Kantonen St. Gallen und Aargau gegen Bundesrecht verstösst. Die Kantone Bern und Glarus kennen eine
ähnliche Regelung, indem sie den Verheiratetentarif nur den Alleinstehenden mit Kindern, welche tatsächlich
allein leben, gewähren. Die vom Bundesgericht vorgeschriebene Regelung betrifft im Kanton Glarus nur die
Alleinstehenden mit Kindern, welche im Konkubinat leben. – Bedenklich ist lediglich, dass das Bundesgericht
feststellt, Artikel 11 StHG erweise sich als verfassungswidrig, da er den Grundsatz der Besteuerung nach der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit (Art. 127 Abs. 2 Bundesverfassung) verletze und in unzulässiger Weise in
die Tarifautonomie der Kantone eingreife. 

Weiter erfordern folgende Neuregelungen auf Bundesebene eine Anpassung: 
– Revision des Stiftungsrechts;
– Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare (Partnerschaftsgesetz);
– Bundesgesetz über die Aufhebung der Haftung der Erben für Steuerbussen;
– redaktionelle Änderung (Art. 31) durch das Behindertengleichstellungsgesetz.
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6. Beurteilung der hängigen Anträge

6.1. Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung (Art. 34 Abs. 3 StG)

6.1.1. Memorialsantrag

Im Juni 2004 reichte ein Bürger einen Memorialsantrag zuhanden der Landsgemeinde ein, welcher die
wirtschaftliche Doppelbelastung zwischen Gesellschaft und Anteilsinhaber mildern soll:
Artikel 34 des Steuergesetzes soll mit einem Absatz 3 ergänzt werden: 3 Für ausgeschüttete Gewinne aus Kapital-
gesellschaften und Genossenschaften wird die Steuer zu einem Fünftel des Satzes des steuerbaren Gesamtein-
kommens berechnet, sofern die steuerpflichtige Person längerfristig eine Beteiligungsquote von mindestens
20 Prozent am Kapital hält oder die Beteiligung längerfristig einen Verkehrswert von mindestens 2 Millionen
Franken aufweist und längerfristig im Kanton Glarus unbeschränkt steuerpflichtig ist. Massgebend für die
Bestimmung des Steuersatzes ist das Gesamteinkommen, auch wenn nur ein Teil des Einkommens im Kanton
steuerpflichtig ist.
Artikel 46 des Steuergesetzes soll mit einem Absatz 3 ergänzt werden: 3 Für Beteiligungen an Kapitalgesellschaften
und Genossenschaften wird die Steuer zum halben Satz des steuerbaren Gesamtvermögens berechnet, sofern die
steuerpflichtige Person längerfristig eine Beteiligungsquote am Kapital von mindestens 20 Prozent hält oder die
Beteiligung längerfristig einen Verkehrswert von mindestens 2 Millionen Franken aufweist und längerfristig im
Kanton Glarus unbeschränkt steuerpflichtig ist.

Begründung
Die Finanzprobleme sowie die anderweitigen Probleme wie Abwanderung und kein Zuzug finanzkräftiger Steuer-
zahler usw. sind hinlänglich bekannt. Einig ist man sich auch, dass die Finanzen des Kantons Glarus saniert werden
müssen, dass gespart werden muss und Steuererhöhungen zurzeit kein Thema sind. Also was bleibt noch:
1. Die Steuern massiv senken und hoffen, dass dadurch neue, finanzkräftige Unternehmen und Privatpersonen in

den Kanton zuziehen.
2. Erschliessung neuer Steuerquellen ohne Steuererhöhung u. a. Ausschöpfung brachliegender Steuersubstrate

(Ergänzung Art. 34 StG).
3. Diejenigen Steuern senken, deren Ausfälle finanziell verkraftbar sind, publizitätsmässig aber eine grosse

Wirkung haben (Ergänzung Art. 46 StG).

zu Punkt 1: Steuern senken
Mit dem Landsgemeindebeschluss 2004 kann für die meisten (nicht alle) juristischen Personen die Steuerbelastung
gesenkt werden. Mit diesem Beschluss wird die Steuerbelastung für die Unternehmen im Kanton Glarus in etwa
der durchschnittlichen Steuerbelastung in der Schweiz (gemäss heutiger Rangordnung) angepasst. Allerdings ist
festzuhalten, dass in verschiedenen Kantonen Bestrebungen im Gange sind, die Unternehmenssteuern weiter zu
senken und somit der Kanton Glarus, sofern er weiter nichts mehr unternimmt, in Kürze wieder im Hintertreffen
sein wird. Dringender Handlungsbedarf ist aber bei der Besteuerung der natürlichen Personen vorhanden. Da aber
die heutige finanzielle Situation des Kantons keine grossen Einnahmenausfälle erlaubt, müssen Lösungen gesucht
und gefunden werden, die es ermöglichen, die Steuern für natürliche Personen zu senken, ohne dass der Kanton
Einnahmenausfälle zu verkraften hat.
zu Punkt 2: Erschliessung neuer Steuerquellen beziehungsweis Ausschöpfung eines brachliegenden Steuer-

substrates (Ergänzung Art. 34 StG)
Da praktisch jeder Wirtschaftsvorgang mit Steuern belastet wird – Ausnahme: private Kapitalgewinne – sind neue
Steuerquellen nur sehr schwer zu finden – ausser man mute einer Bevölkerungsschicht eine erhebliche Mehr-
belastung zu, was aber politisch kaum durchsetzbar wäre. Anders sieht es beim latent vorhandenen Steuersub-
strat aus; dabei ist vor allem an die thesaurierten (zurückbehaltenen) Gewinne juristischer Personen zu denken.
Aufgrund der wirtschaftlichen Doppelbelastung verzichten die meisten Kapitalgesellschaften – insbesondere die
Familienaktiengesellschaften und die nicht börsenkotierten Unternehmen – auf die Ausschüttung einer Dividende.
Je länger die anfallenden Gewinne thesauriert werden, umso höher wird das Eigenkapital und umso mehr Wert hat
die Unternehmung. Mittels eines Aktienverkaufs versucht der Aktionär, und es gelingt ihm auch in den allermeisten
Fällen, diesen Mehrwert steuerfrei zu realisieren (steuerfreier Kapitalgewinn). Aufgrund der wirtschaftlichen
Doppelbesteuerung werden die Gewinne der juristischen Person zuerst bei dieser voll besteuert und sollten diese
Gewinne als Dividende ausgeschüttet werden, unterliegen sie beim Aktionär heute nochmals einer vollen
Besteuerung – die Steuerbelastung kann somit bis auf rund 65 Prozent steigen d. h. bei einem Reingewinn von 100
Franken bleiben dem Aktionär noch 35 Franken übrig – da ist es klar, dass wenn immer möglich eine Dividenden-
ausschüttung vermieden wird.
Mit dem vorliegenden Memorialsantrag könnte die wirtschaftliche Doppelbelastung von rund 65 auf rund 40 bzw.
45 Prozent gesenkt werden, was sicher bewirken würde, dass vermehrt Dividenden ausgeschüttet würden. Dies
hätte zur Folge, dass:
– der Kanton zu neuen Einnahmen kommt, ohne dass eine Bevölkerungsschicht bevor- oder benachteiligt würde;

beim Status quo hat niemand etwas davon – es gibt nur Verlierer (Ausnahme: Aktionär kann die Unternehmung
mit Gewinn [steuerfreier Kapitalgewinn] verkaufen);

– mit dem bereits eingeführten Wegfall der Erbschafts- und Schenkungssteuer bei direkten Nachkommen entfällt
auch diese Steuer auf den thesaurierten Gewinnen;
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– Nachfolgeregelungen werden einfacher;
– massiver Standortvorteil für Unternehmen und natürliche Personen – dann müssen nur noch die anderen

Faktoren wie attraktiver Wohnraum, Verkehrsverbindungen usw. stimmen;
– attraktiv auch für Ausländer mit einer Unternehmung im EU-Raum und Wohnsitz im Kanton Glarus – z. B.

aufgrund des neuen Doppelbesteuerungsabkommens mit Deutschland entfällt die Quellensteuer auf Divi-
denden;

– Vermeidung von Abwanderung von Unternehmensaktionären in andere Kantone, die eine ähnliche Regelung
schon kennen (AI, NW, TG, SH und weitere werden folgen).

zu Punkt 3: Diejenigen Steuern senken, deren Ausfälle verkraftbar aber sind, publizitätsmässig eine grosse
Wirkung haben (Ergänzung Art. 46 StG)

Aufgrund der wirtschaftlichen Doppelbelastung unterliegt das in einer Kapitalgesellschaft bzw. Genossenschaft
investierte Vermögen der Beteiligten einer doppelten steuerlichen Belastung – auf der einen Seite als Kapitalsteuer
bei der juristischen Person und auf der anderen Seite als Vermögenssteuer beim Beteiligten. Gemäss Artikel 46
StG beträgt die einfache Steuer vom Vermögen 3 Promille d. h. bei einer Beteiligung von 2 Millionen Franken
beträgt die einfache Steuer 6000 Franken – nach der vorgeschlagenen Regelung noch 3000 Franken. Die Steuer-
ersparnis beträgt wohl 50 Prozent, ist aber frankenmässig zu verkraften. Im Weiteren gelten die unter Punkt 2
gemachten Ausführungen auch für Punkt 3.

Schlussfolgerung
Wollen wir im Kanton Glarus weiterkommen, wollen wir die anderen Standortnachteile wettmachen, wollen wir
unsere Finanzen sanieren, wollen wir unsere Eigenständigkeit langfristig bewahren, reichen Sparmassnahmen wie
wir sie jetzt diskutieren und die vorgenommenen Steuersenkungen bei weitem nicht aus. Geht es einer Unter-
nehmung schlecht, kann sie die Preise senken, die Qualität steigern und die Produktivität verbessern – so wird sie
langfristig Umsatz / Gewinn steigern und damit auch ihre finanzielle Lage verbessern können. Sie kann aber auch
nichts unternehmen oder die Preise erhöhen – kurzfristig wird sie vielleicht damit Erfolg haben – langfristig aber
werden die guten Kunden neue Lieferanten suchen und der Unternehmung verbleiben diejenigen Kunden, die nicht
wechseln können, weil sie niemand will. Diejenigen Kunden, die zu erhöhten Preisen einkaufen müssen, sind nicht
mehr konkurrenzfähig und werden früher oder später vom Markt verschwinden – sowie schlussendlich auch deren
Lieferanten. Genau gleich verhält es sich beim Kanton Glarus – wenn er nichts unternimmt, d.h. die Steuern nicht
senkt, die Produktivität nicht erhöht, werden im Kanton Glarus schlussendlich nur noch die Leute wohnen und die
Unternehmen tätig sein, die es sich nicht leisten können, ihren Wohnort oder Standort zu wechseln. Die Folgen
dieses Nichts- oder Zu-Wenig-Tuns wird ähnlich sein wie bei den Unternehmen. Dass junge Leute, unter den
gegebenen Umständen nach ihrer Ausbildung wieder im Kanton Glarus wohnhaft werden, wird eine grosse
Seltenheit sein. Nach der Einführung der beantragten steuergesetzlichen Ergänzungen sowie der bereits einge-
führten verbesserten Besteuerung der juristischen Personen hätten wir griffige Instrumente zur Attraktivitäts-
steigerung, sowohl für natürliche als auch juristische Personen. Es gilt dann, zusammen mit unseren (aber auch
auswärtigen) Treuhändern, Steuerberatern, Anwälten und Finanzberatern diese Vorteile rasch und effizient zu
«vermarkten». Wir brauchen schnelle, mutige und kreative Lösungen um neues Steuersubstrat zu gewinnen und
damit unsere grossen Finanzprobleme zu lösen.

6.1.2. Grundsätzliche Beurteilung

Seit Inkrafttreten des neuen Steuergesetzes verschärfte sich der Steuerwettbewerb sowohl international als
auch unter den Kantonen weiter. Regierungsrat und Landrat wollen die Position des Kantons im Wettbewerb
der Standorte halten. Eine erste Massnahme war die steuerliche Entlastung der juristischen Personen (LG
2004). Neu sollen, wie in einigen andern Kantonen, ausgeschüttete Gewinne aus Anteilsrechten von Kapital-
gesellschaften nur noch einem reduzierten Steuersatz der Einkommenssteuer unterliegen. Voraussetzungen
hierfür sind, dass die Kapitalgesellschaft steuerlichen Sitz in der Schweiz hat und die steuerpflichtige natür-
liche Person an der Gesellschaft mit einem gewissen Prozentsatz beteiligt ist. Dabei steht nicht die Milderung
der wirtschaftlichen Doppelbelastung von Gesellschaft und Beteiligungsinhaber im Vordergrund, sondern
das Bestreben, Unternehmern, die mit der Rechtsform der Kapitalgesellschaft arbeiten, eine sinnvolle
Ausschüttungspolitik zu ermöglichen und die Nachfolge zu erleichtern. Die Kantone können Massnahmen
tariflicher Art zur Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung autonom vornehmen.

Die Kantone Aargau, Appenzell Innerrhoden, Luzern, Nidwalden, Obwalden, Schaffhausen, Schwyz und Zug
entschieden sich für eine Entlastung qualifizierter Beteiligungen. Der Kanton Thurgau gewährt die Entlastung
auf der Ebene der ausschüttenden Gesellschaft. Im Kanton Zürich wurde ein Postulat betreffend der steuer-
lichen Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung bei der Kapitalgesellschaft oder beim Anteilsinhaber
eingereicht.

Mit Blick auf die Standortattraktivität und die positiven Impulse in Kantonen mit Milderung der wirtschaft-
lichen Doppelbelastung soll eine ähnliche Bestimmung eingeführt werden. Bei der Umschreibung der quali-
fizierten Beteiligung wird auf einen absoluten Betrag (z. B. 5 Mio. Fr.) verzichtet, weil in erster Linie mass-
gebliche Beteiligungen an Klein- und Mittelbetrieben (KMU) und an personenbezogenen Gesellschaften
privilegiert werden sollen und nicht grosser Aktienbesitz an Publikumsgesellschaften. 

Die Neuregelung kann die Abwanderung von potenten Steuerzahlenden samt ihrer Firmen verhindern und
somit Steuersubstrat erhalten. Die Auswirkungen sind jedoch schwer zu beziffern. Besonders KMU mit ihren
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personenbezogenen Aktionärsstrukturen sind in ihrem Ausschüttungsverhalten flexibel. Die neuen Regeln
werden Ausschüttungen begünstigen, aber die Löhne von mitarbeitenden Aktionären/Aktionärinnen
stagnieren bzw. sinken lassen. Diese müssen sich bewusst sein, dass sie sich für die künftige steuerliche
Beurteilung marktgerechter Löhne u. U. auf den tieferen Löhnen behaften lassen müssen. Per Saldo wird es
kurzfristig zu höheren Ausschüttungen und damit zu höheren Einkommen führen, die allerdings einer gerin-
geren Steuerbelastung unterliegen. Für den beschränkten Zeitraum bis zum Inkrafttreten einer bundes-
rechtlichen Regelung darf ein moderater Steuerzuwachs erwartet werden. Danach ist die Entwicklung
unsicher; sie hängt von den Vorgaben der Bundesgesetzgebung ab. 

Gemäss Antrag sollen ausgeschüttete Gewinne aus Kapitalgesellschaften und Genossenschaften zu einem
Fünftel des Satzes des steuerbaren Gesamteinkommens besteuert werden. Abhängig von den Lohnbezügen
können sich bei den Sozialabgaben Auswirkungen ergeben. Die Lohnzahlungen an Anteilsinhaberinnen oder
Anteilsinhaber haben sich aber im Rahmen eines marktüblichen Salärs zu bewegen. Löhne, die wegen
erhöhter Dividendenzahlungen reduziert wurden, können nicht beliebig wieder erhöht werden. Zudem sind
die Grundsätze bezüglich der Steuerumgehung zu beachten. Die meisten Kantone, welche die Massnahme
einführten, sehen einen reduzierten Besteuerungssatz von 50 Prozent vor (ZG 70%, SZ 25%).

6.2. Ehegatten- und Familienbesteuerung, Fremdbetreuungskostenabzug (Art. 33 Abs. 1 Ziff. 4)

Der Vergleich der Steuerbelastung für natürliche Personen zeigt, dass im Kanton Glarus der Index von 
109,9 im Jahre 2001 auf 123,8 im Jahre 2003 gestiegen ist; diese Einzelindices änderten sich im gleichen
Zeitraum wie folgt:

Ledige Steuerpflichtige Verheiratete Steuerpflichtige         Verheiratete Steuerpflichtige
ohne Kinder mit zwei Kindern

2001 108,7 106,0 110,3
2004 117,3 118,8 165,3

Der Anstieg des Indexes bedeutet nicht, dass die absolute Steuerbelastung entsprechend zunahm. Er stellt
einen relativen Vergleich der Steuerbelastung dar, welchen Steuerentlastungen anderer Kantone ungünstig
beeinflussen. So betrug die effektive Steuerbelastung eines Steuerpflichtigen mit zwei Kindern und einem
Bruttoarbeitseinkommen von 100 000 Franken 8855 Franken im Jahre 2001 und 9139 Franken im Jahre 2004,
was einer Mehrbelastung von nur 3,21 Prozent entspricht.

Wegen der angespannten Finanzlage besteht derzeit grundsätzlich kein Spielraum für Steuerentlastungen;
jeder zusätzliche Abzug von 1000 Franken (inkl. Einelternfamilien) würde zu einem Ausfall von rund 1 Million
Franken führen. Es können nur partielle Revisionen mit geringen Steuerausfällen vorgenommen werden. Bei
Erwerbstätigkeit beider Eltern, wie dies zunehmend der Fall ist, kann die Betreuung der Kinder durch Dritt-
personen nötig werden. Um den steigenden Familienlasten Rechnung zu tragen, hätte die Reform der Ehe-
und Familienbesteuerung nicht nur eine Erhöhung des Kinderabzuges gebracht, sondern auch Kosten der
Drittbetreuung bei der direkten Bundessteuer zum Abzug zugelassen. Der Abzug von höchstens 3000
Franken für die Kosten der Drittbetreuung pro Kind bis zum zwölften Altersjahr wird allen Eltern – auch
Konkubinatspaaren – gewährt, sofern sie zusammen mit dem Kind im gleichen Haushalt leben. Fremd-
betreuungskosten können dann geltend gemacht werden, wenn infolge Berufstätigkeit des Haushalt
führenden Ehegatten bzw. der allein stehenden, die elterliche Sorge innehabenden Person Fremdbetreu-
ungskosten anfallen. Die Kinderbetreuung durch den Konkubinatspartner gilt nicht als «Fremdbetreuung»,
da sie im eigenen Haushalt erfolgt. Als Fremdbetreuung gilt nur die Betreuung durch Personen ausserhalb
des gemeinsamen Haushalts, auch eine Fremdbetreuung in einer sozialen Einrichtung wie in einer Tages-
schule, in einer Sonderschule oder einem Sonderschulheim, nicht hingegen in einer Behinderteneinrichtung,
da diese via Invaliditätskostenabzug geltend gemacht werden kann. Die Mehrheit der Kantone (ausser GL,
BL, TI, NE und dem Bund) gewähren bereits einen Abzug. – Vom Abzug dürften im Kanton Glarus etwa 900
Kinder resp. deren Eltern profitieren.

Unselbstständig erwerbende Personen, welche Kinder aus fremden Haushalten betreuen, haben alle
Entschädigungen, die sie für die Kinderbetreuung erhalten, als Erwerbseinkommen zu versteuern. Zur
Abdeckung der besonderen Aufwendungen, die bei der Kinderbetreuung im eigenen Haushalt anfallen,
können für jedes aus fremden Haushalten betreute Kind Pauschalabzüge geltend gemacht werden, welche
in Anlehnung an die Praxis in anderen Kantonen in einer Weisung der Finanzdirektion festzulegen sind.

6.3. Revision des Stiftungsrechts (Art. 31 Abs. 1 Ziff. 9, Art. 64 Abs. 1 Ziff. 3)

Die Revision des Stiftungsrechts tritt am 1. Januar 2006 in Kraft. Der maximale Abzugsbetrag erhöht sich
beim Bund von 10 auf 20 Prozent. Das Steuerharmonisierungsgesetz überlässt es den Kantonen, den
maximalen Abzug für die Zuwendungen festzusetzen. Im Interesse der Veranlagungsökonomie empfiehlt es
sich, diese Limite in das kantonale Recht zu übernehmen. Beim Kanton ergibt sich eine Erhöhung von 5 auf
20 Prozent.
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6.4. Eingetragene Partnerschaft (Art. 2b)

Bei den direkten Steuern ist im Einklang mit dem Steuerharmonisierungsgesetz eine Gleichstellung von
eingetragenen Partnerschaften gleichgeschlechtlicher Paare mit den Bestimmungen über die Ehegatten in
das kantonale Steuerrecht aufzunehmen.

Bei der erbrechtlichen Gleichstellung von eingetragenen Partnerinnen und Partnern mit Ehegatten dürfen die
Kantone Bundesprivatrecht weder vereiteln noch massiv erschweren, und sie dürfen das Diskriminierungs-
verbot wegen der Lebensform nicht verletzen. Somit ist die eingetragene Partnerschaft auch im Erbschafts-
und Schenkungssteuerrecht mit der Ehe gleichzusetzen. – Das Partnerschaftsgesetz wird am 1. Januar 2007
in Kraft treten.

7. Auswirkung auf den Steuerertrag 

Die Neuregelung der Dividendenbesteuerung dürfte kurz- und mittelfristig vermehrt zu Ausschüttungen
führen, was sich positiv auf den Steuerertrag auswirken wird. – Die neue Regelung der Besteuerung von
Einelternfamilien bewirkt geringe Steuerausfälle, da die Mehrheit der Einelternfamilien (tatsächlich allein
lebende Alleinerziehende) bereits mit dem Verheiratetentarif besteuert wurde und die zu besteuernden
Einkommen in der Regel tief sind. Die Einelternfamilien lieferten 2003 rund 2 Millionen Franken an Steuern
ab. Der Systemwechsel dürfte zu einer Reduktion von 10 Prozent führen. – Die Revision des Stiftungsrechts
und die Umsetzung des neuen Partnerschaftsgesetzes werden keine nennenswerten Ausfälle verursachen.
Fallen bei 1500 der 2500 bis 3000 Steuerpflichtigen, welche kumulativ die Kinderabzüge und den so
genannten Doppelverdienerabzug geltend machen, Fremdbetreuungskosten an, ist mit einem Steuerausfall
von höchstens 500 000 Franken einfacher Steuer, d. h. netto Kanton mit 285 000 Franken zu rechnen.

Wegen der erwarteten Mehreinnahmen aus Kapitalgesellschaften ist der Ausfall verkraftbar. 

8. Beratung der Vorlage im Landrat 

8.1. Landrätliche Kommission 

Eine landrätliche Kommission unter dem Vorsitz von Landrat Felix Lehner, Glarus, befasste sich mit dieser
Vorlage. Sie wies auf die Bemühungen verschiedener Kantone hin, die Steuerbelastung zu senken und
wirtschaftsfreundlicher zu werden. Der Steuerwettbewerb auf internationaler und nationaler Ebene werde
intensiver. Glarus liege bezüglich Steuerbelastung 2004 auf dem 19. Platz. Obwohl ihr keine ausschlag-
gebende Bedeutung zukommen soll, stelle sie für die Standortwahl einen wichtigen Faktor dar. Nebst Anpas-
sungen an das geänderte Bundesrecht beinhalte die Vorlage zwei wichtige Neuerungen: die Einführung eines
Betreuungskostenabzugs für fremd betreute Kinder und die Milderung der wirtschaftlichen Doppelbelastung
bei der Dividendenbesteuerung. Mit einem Betreuungsabzug von höchstens 3000 Franken für ausgewiesene
Kosten für Fremdbetreuung für jedes weniger als zwölf Jahre alte Kind war die Kommission einverstanden.
Nur drei Kantone nebst dem Bund und Glarus würden einen solchen Abzug nicht kennen. – Der Grundsatz,
die wirtschaftliche Doppelbelastung von Unternehmern zu mildern, war in der Kommission wenig bestritten.
Bei der wirtschaftlichen Doppelbelastung gehe es um Unternehmer, deren Geld im eigenen Betrieb liege. Der
Gewinn des Unternehmens sowie das Eigenkapital schlagen sich in einer fiktiven Bewertung nieder, obschon
das Unternehmen nicht verkauft werden will; geschähe dies, könnten zudem die Aktien steuerfrei verkauft
werden. Bei der Dividendenbesteuerung liege Steuersubstrat brach, das es zu nutzen gelte. Deshalb schlug
die Kommission die Teilbesteuerung auch bei einer Beteiligung von mindestens 2 Millionen Franken
Verkehrswert vor. Der Satz für die Entlastung der Dividendenbesteuerung war jedoch umstritten; 50 Prozent
(gemäss Vorschlag Regierungsrat) setzten sich schliesslich gegen 80 Prozent (gemäss Memorialsantrag) in
der Kommission durch. Bei der Besteuerung des Vermögens schloss sich diese dem regierungsrätlichen
Vorschlag, keine Entlastung vorzusehen, an. 

8.2. Allgemeines

Im Landrat wurde die Vorlage intensiv diskutiert. Eintreten auf die Vorlage war nicht bestritten. Diskutiert
wurde über die Steuerstrategie des Kantons. Der Kanton Glarus habe sich im Rahmen seiner Möglichkeiten
dem Steuerwettbewerb zu stellen, wolle er nicht noch mehr ins Hintertreffen geraten. Vorerst sei aber die
Rechnung auszugleichen, erst danach könnten nächste Entlastungsschritte, vor allem für natürliche
Personen, erfolgen. Eine Vorwärtsstrategie (etwa 10% höhere Belastung als Freienbach) kostete den Kanton
40 Millionen Franken im Jahr und dies für mindestens fünf Jahre, sonst ergebe sich keine Wirkung. Das
Risiko von 200 Millionen Franken sei zu gross, weshalb sich die Strategie der kleineren Schritte aufdränge.
Andererseits wäre es bei der Reduzierung der wirtschaftlichen Doppelbelastung möglich, ohne bedeutende
Mehrkosten zulasten der anderen Steuerzahler einen grossen Schritt nach vorne zu tun, wobei drei Voraus-
setzungen zu erfüllen seien: 1. Unternehmen behalten; Abwanderung stellt eine Gefahr dar, da es die heutigen

19



Systeme erlauben, den Wohnsitz zu verlegen und dort die Dividende zu beziehen. 2. Ausnahmen gezielt für
die Gruppe der eigentlichen Unternehmer schaffen; diese werden doppelt belastet, was zu korrigieren ist. 
3. Nachfolgeregelung für Unternehmer erleichtern; dies erschwert die heutige Regelung.

8.3. Fremdbetreuungskostenabzug

In der Detailberatung war die Einführung eines Fremdbetreuungskostenabzuges von maximal 3000 Franken
für fremd betreute Kinder bis zum zwölften Altersjahr im Grundsatz unbestritten. Zu Diskussionen Anlass gab
der Antrag, diesen Abzug nur bis zu einem Reineinkommen von 100 000 Franken zu gewähren. Die Höhe des
Abzuges liege in einem vernünftigen Rahmen; andere Kantone (ZG, SH, VS) sähen jedoch eine Einkom-
mensgrenze vor. Es sei nicht das Giesskannenprinzip einzuführen. Höhere Einkommen vermöchten diese
Kosten auch ohne Steuerentlastung zu tragen. Dem wurde entgegengehalten, dass die Mehrheit der Kantone
keine solche Grenze kenne, die zudem eher kleinlich wäre. Zudem sei diese Maximalgrenze auch system-
widrig, indem es gerade nicht um einen Sozialabzug gehe, sondern um einen Gewinnungskostenabzug, mit
welchem die freie Gestaltung der Erwerbs- und Familienarbeit unterstützt werde. Während in der ersten
Lesung die Einführung einer solchen Maximalgrenze mit knappst möglicher Mehrheit obsiegte, wurde sie in
der zweiten Lesung  mit klarerer Mehrheit abgelehnt. – Ein Antrag auf Ergänzung von Artikel 33 Absatz 1 StG
mit einer Sonderregelung für Kinder in Sonderschulen oder Sonderschulheimen wurde nach eingehender
Prüfung zurückgezogen, da die vorgeschlagene Neuregelung und vor allem die Anpassung des Steuer-
gesetzes an das neue Behindertengleichstellungsgesetz an der Landsgemeinde 2004 entsprechende
Abzüge möglich macht, allerdings nur für Kinder, die weniger als zwölf Jahre alt sind.

8.4. Dividendenbesteuerung

Noch intensiver wurde um die Reduktion der wirtschaftlichen Doppelbelastung gerungen. Es wurde der
Memorialsantrag verfochten, welcher statt eines «halben Satzes» eine Entlastung um 80 Prozent oder eine
Steuer von 20 Prozent auf dem Satz des steuerbaren Gesamteinkommens aus Dividenden und von 50
Prozent des steuerbaren Gesamtvermögens fordert, sofern die Beteiligungsquote 20 Prozent beträgt oder
mindestens einen Verkehrswert von 2 Millionen Franken aufweist. Es brauche bei der Dividendenbe-
steuerung eine Vorwärtsstrategie, der Kanton müsse diesbezüglich einen Spitzenplatz einnehmen, nur so
könne neues Steuersubstrat durch vermehrte Ausschüttungen generiert werden und die Massnahme
verpuffe nicht wirkungslos. 

Ein anderer Auftrag wollte die Entlastung auf 30 Prozent festlegen. Die vom Memorialsantragsteller gefor-
derte Entlastung von 80 Prozent wäre nur schwer zu verkraften. Eine solche von 50 Prozent hingegen ginge
zu wenig weit, um das Ziel zu erreichen, brachliegendes Steuersubstrat durch Dividendenausschüttungen
nutzen zu können. Der Satz von 30 Prozent werde dem Kanton unter dem Strich mehr bringen. Auch würde
damit der Steuerwettbewerb unter den Kantonen nicht angeheizt. 

Nachdem in der ersten Lesung eine Entlastung auf 30 Prozent obsiegte, schwang in der zweiten Lesung der
Auftrag obenaus, es sei der Schritt an die schweizerische Spitzenposition zu wagen und die Dividenden-
ausschüttungen zu 20 Prozent zu besteuern. Man solle nicht auf halbem Weg stehen bleiben, hier könne man
etwas für die Steuerzahlenden im Kanton tun, ohne dass grosse Steuerausfälle entstünden. Auch könne
dieser attraktive Steuersatz allenfalls den einen oder anderen Steuerzahler in den Kanton locken. 

Die Kommission hielt an ihren Anträgen fest. Auch der Regierungsrat schloss sich vorerst mit Ausnahme der
Beteiligungsgrenze von mindestens 2 Millionen Franken den Anträgen der landrätlichen Kommission an. Er
befürwortete bezüglich Dividendenbesteuerung nach den Beschlüssen in der ersten Lesung getreu dem
Motto «Wenn schon, dann schon!» den Schritt an die Spitze. Der Finanzdirektor rief nochmals in Erinnerung,
dass diese Vorlage vor allem dazu diene, etwas für im Kanton aktive Unternehmer zu machen und nicht den
Steuerwettbewerb anzuheizen. Der Kanton Glarus könne dabei aber nicht mit den Innerschweizer Kantonen
konkurrieren; er habe auch eine andere Strategie. Der Landrat folgte schlussendlich mehrheitlich dieser
Auffassung und beantragt, Dividendenausschüttungen noch mit 20 Prozent zu besteuern. 

Diskutiert wurde auch die Einführung einer betragsmässigen Mindestgrenze von 2 Millionen Franken für eine
Beteiligung (nebst einer prozentualen). Regierungsrat, SVP-Landratsfraktion und eine Kommissionsmin-
derheit bekämpften von Anfang an die Einführung dieser Mindestgrenze. Richtig sei es, aktive Unternehmer
zu entlasten. Dividenden aus Anlagen bevorzugt zu behandeln, hiesse Bessergestellte zu begünstigen, was
problematisch wäre und einen Kniefall vor dem Kapital, nicht vor dem Unternehmer, bedeutete. Ungerecht
sei es zudem, eine Beteiligung von 2 Millionen Franken bei der gleichen Kapitalgesellschaft besser zu stellen
als Anlagen bei verschiedenen Unternehmen. Diese Mindestgrenze wurde ebenso deutlich abgelehnt wie
eine Befristung der Entlastung, da damit die angestrebte Signalwirkung verpuffe.

Klar verworfen wurde auch eine weitergehende Entlastung bei der Vermögenssteuer, wie sie der Antragsteller
forderte. Hier seien die Auswirkungen für den Einzelnen marginal.
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Änderung des Steuergesetzes

(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... 2006)

I.
Das Steuergesetz vom 7. Mai 2000 wird wie folgt geändert:

Art. 2b (neu)

Eingetragene Partnerschaft

Die Stellung eingetragener Partnerinnen und Partner im Sinne des Bundes-
gesetzes über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare
entspricht in diesem Gesetz und seinen Ausführungsvorschriften derjenigen
von Eheleuten.

Art. 31 Abs. 1 Ziff. 8 und 9
1 (Von den Einkünften werden abgezogen:)
8. die Krankheits- und Unfallkosten des Steuerpflichtigen und der von ihm

unterhaltenen Personen, soweit der Steuerpflichtige die Kosten selbst
trägt und diese 3 Prozent der Nettoeinkünfte übersteigen;

9. die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten an
juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre
öffentlichen oder gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit
sind (Art. 60 Abs. 1 Ziff. 7), wenn diese Leistungen im Steuerjahr 100 Fran-
ken erreichen und insgesamt 20 Prozent der um die Aufwendungen
(Art. 26–31) verminderten Einkünfte nicht übersteigen. Im gleichen Um-
fang abzugsfähig sind entsprechende freiwillige Leistungen an Bund,
Kantone, Gemeinden und deren Anstalten (Art. 60 Abs.1 Ziff. 1–4).

Art. 33 Abs. 1 Ziff. 4 (neu)
1 (Vom Reineinkommen werden für die Steuerberechnungen abgezogen:)
4. Als Abzug der Kosten für die Fremdbetreuung von Kindern: für jedes

weniger als zwölf Jahre alte Kind, für das ein Abzug gemäss Absatz 1 Zif-
fer 1 geltend gemacht werden kann, die ausgewiesenen Kosten, höchs-
tens 3000 Franken, wenn Kosten für die Betreuung durch Drittpersonen
anfallen, weil
– die im gemeinsamen Haushalt lebenden Eltern beide einer Erwerbs-

tätigkeit nachgehen, einer der beiden in Ausbildung oder dauernd
invalid ist;

– der verwitwete, gerichtlich oder tatsächlich getrennt lebende, geschie-
dene oder ledige Steuerpflichtige einer Erwerbstätigkeit nachgeht, in
Ausbildung oder dauernd invalid ist.

Art. 34 Abs. 2 Ingress und 3 (neu)
2 Für Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben,
sowie für verwitwete, gerichtlich oder tatsächlich getrennt lebende, geschie-
dene und ledige Steuerpflichtige, die mit Kindern im Sinne von Artikel 33
dieses Gesetzes zusammenleben, beträgt die Einkommenssteuer (Verheira-
tetentarif):
3 Für Dividenden aus Kapitalgesellschaften mit Sitz in der Schweiz wird die
Steuer mit 20 Prozent des Satzes des steuerbaren Gesamteinkommens

8.5. Antrag 

Die so bereinigte Vorlage wurde mit grossem Mehr, aber auch einigen Gegenstimmen, zuhanden der Lands-
gemeinde verabschiedet.

9. Antrag

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, der folgenden Änderung des Steuergesetzes zuzustimmen und
damit den Memorialsantrag eines Bürgers aus dem Jahr 2004 als erledigt abzuschreiben:
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§ 7 Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Krankenversicherung 

Die Vorlage im Überblick

Mit der Totalrevision des Einführungsgesetzes zum Krankenversicherungsgesetz (EG KVG) werden neue
Vorgaben des Bundes zur Prämienverbilligung umgesetzt, der Vollzug der Prämienverbilligung verbessert
und Anpassungen an die neue Verwaltungsorganisation vorgenommen.

Das Bundesrecht schreibt vor, bei den unteren und mittleren Einkommen die Prämien für Kinder und junge
Erwachsene in Ausbildung um mindestens 50 Prozent zu verbilligen. Im kantonalen Recht ist festzulegen,
welche Einkommen zu den unteren und mittleren gehören und wie der Begriff junge Erwachsene «in
Ausbildung» zu verstehen ist. Der Regierungsrat bestimmt den Grenzbetrag, bis zu dem ein mittleres
Einkommen vorliegt. Als junge Erwachsene in Ausbildung sollen 18- bis 25-jährige Personen gelten, deren
Ausbildung für den Eintritt ins Erwerbsleben noch andauert.  

Der Anspruch auf Prämienverbilligung wird künftig im Regelfall gestützt auf die Steuerdaten von Amtes
wegen geprüft. Das Antragssystem ist nur noch für besondere Fälle vorgesehen, etwa wenn sich im
Auszahlungsjahr die persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse wesentlich verändern. Neu werden
die Ansprüche auf Prämienverbilligung mit den geschuldeten Kantons- und Gemeindesteuern verrechnet;
ausbezahlt werden nur allfällige Überschüsse. Unter der neuen Verwaltungsorganisation wird vornehmlich
der Regierungsrat über die Zuweisung der Vollzugsaufgaben befinden. Es ist vorgesehen, den Vollzug der
Prämienverbilligung von der Ausgleichskasse zur Steuerverwaltung zu verlagern.

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, dem neuen Einführungsgesetz zum Krankenversicherungs-
gesetz zuzustimmen. 

1. Änderungen im Krankenversicherungsgesetz

1.1. Prämienverbilligung für Kinder und junge Erwachsene in Ausbildung

Das eidgenössische Parlament verabschiedete zu Gunsten von Kindern und jungen Erwachsenen in
Ausbildung folgende Regelung (Art. 65 Abs. 1bis KVG): «Für untere und mittlere Einkommen verbilligen die
Kantone die Prämien von Kindern und jungen Erwachsenen in Ausbildung um mindestens 50 Prozent.»

Die Kantone müssen dies spätestens per 1. Januar 2007 umsetzen. – Die offen formulierte Bestimmung gibt
dafür grossen Spielraum; die Kantone können die unteren und mittleren Einkommen festlegen, jungen
Erwachsenen in Ausbildung keinen automatischen und selbstständigen Anspruch auf Prämienverbilligung
gewähren und den Begriff «in Ausbildung» definieren. Der Gesetzesentwurf sieht vor, dass der Regierungsrat
einen Grenzbetrag bestimmt, bis zu dem für Kinder und junge Erwachsene in Ausbildung im Rahmen des
Gesamtanspruchs mindestens die Hälfte der Richtprämien verbilligt wird. Der Grenzbetrag kann abgestuft
werden. Zur Diskussion stehen Beträge zwischen 35 000 und 55 000 Franken. Die Höhe hängt unter anderem

berechnet, sofern die Steuerpflichtigen eine Beteiligungsquote von mindes-
tens 10 Prozent halten. Unter Dividenden sind die von der General- oder
Gesellschafterversammlung beschlossenen Gewinnausschüttungen zu ver-
stehen.

Art. 64 Abs. 1 Ziff. 3
1 (Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch:)
3. die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten bis zu

20 Prozent des Reingewinns an juristische Personen mit Sitz in der
Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentlichen oder gemeinnützigen
Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (Art. 60 Abs. 1 Ziff. 7), sowie an
Bund, Kantone, Gemeinden und deren Anstalten (Art. 60 Abs.1 Ziff. 1–4);

Art. 215

Aufgehoben.

II.
Diese Änderung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.
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